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1. Vorbemerkung 
 
Der Bundesverband für häusliche Betreuung und Pflege e.V. (VHBP) vertritt die Interessen von rund 
300.000 in häuslicher Gemeinschaft betreuten Personen, sowie von rund 700.000 im Laufe eines 
Jahres in Deutschland arbeitenden v.a. osteuropäischen Betreuungspersonen. Der Bedarf an 
Betreuung in häuslicher Gemeinschaft wächst weiter. Eine alternative Versorgung in stationären 
Einrichtungen ist aufgrund des allgemeinen Pflegenotstands und des demografischen Wandels auf 
lange Zeit unrealistisch. Deshalb stellte die Bundesregierung in ihrem Koalitionsvertrag (S. 81) fest: 
„Wir gestalten eine rechtssichere Grundlage für die 24-Stunden-Betreuung im familiären Bereich“. 
Vor diesem Hintergrund braucht es eine rechtssichere Anpassung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen für Entlastungs- und Betreuungsleistungen nach § 45a SGB XI. 
 
 
2. Zusammenfassung 
 
Der VHBP begrüßt die geplante Stärkung der Alltagsunterstützungsleistungen ausdrücklich. Die 
Erhöhung der Umwandlungsoption auf 50 % bedeutet ein wichtiges Signal der Anerkennung dieser 
essenziellen Versorgungsform. Für viele pflegebedürftige Menschen und ihre Angehörigen sind 
Alltagsunterstützungsleistungen unverzichtbar, um weiterhin in ihrem vertrauten Umfeld zu leben 
und die Kapazitäten der stationären Pflege nicht zu überlasten. Die angestrebte Niedrigschwelligkeit 
der Leistungen wird aber untergraben durch eine Reihe von Bundesländern. In den entsprechenden 
Landesverordnungen wird aus nicht nachvollziehbaren Gründen die vom Gesetzgeber gewollte 
Unterstützungspalette künstlich beschnitten. Deshalb schlägt der VHBP vor: 
 
3. Änderung § 45a Abs. 1 S. 5 SGB XI 
 
„Diese ehrenamtlichen oder gewerblichen Angebote zur Unterstützung im Alltag sind insbesondere (…).“ 
 
 
4. Begründung 
 
Diese Änderung bringt Eindeutigkeit in die Regelung des § 45a SGB XI. Derzeit nutzen einzelne 
Landesregierungen die bisherige Formulierung, um bestimmte Angebote auszuschließen, v.a.: 
 
a) Rheinland-Pfalz (§ 1 Abs. 1 UntAngV RP) 
Anerkennungsfähige Angebote sind die in § 45a SGB XI genannten, „mit Ausnahme der Agenturen zur 
Vermittlung von Unterstützungsleistungen für pflegebedürftige Menschen und Pflegende.“ 
 
b) Berlin (§ 3 Abs. 2 S. 3 PuVO) 
„Angebote nach § 2 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 [Haushaltshilfen] können auch von gewerblichen 
juristischen Personen als Anbieter erbracht werden.“ Alle anderen Alltagsunterstützungsangebote 
sind nur Ehrenamtlichen oder Pflegediensten vorbehalten. 
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c) Baden-Württemberg (§ 6 Abs. 2 UstA-VO) 
Anbieter mit beschäftigtem Personal, also nicht-ehrenamtliche Anbieter, werden darauf beschränkt, 
hauswirtschaftliche Versorgung zu leisten. 
 
d) Schleswig-Holstein (§ 2 Abs. 2 S. 2 AföVO) 
„Reine Vermittlungs- und Abrechnungsleistungen (…) sind nicht Gegenstand der Angebote zur 
Unterstützung im Alltag im Sinne dieser Verordnung.“ 
 
Für diese gesetzeswidrigen Einschränkungen können politisch-ideologische und jedenfalls keine 
pflegefachlichen Gründe vermutet werden. Solche Regelungen überschreiten die 
Länderkompetenzen, indem sie Angebote von der Anwendung des § 45a SGB XI ausschließen. Dieser 
Ausschluß ist nicht nur gesetzeswidrig, sondern missachtet die Bedarfe der Betroffenen. Auch reichen 
bundesweit die ehrenamtlichen Strukturen längst nicht mehr aus, um eine stabile häusliche 
Versorgung zu gewährleisten. Hinzu kommt die wachsende Zahl alleinlebender Betroffener, die auf 
keine Angehörigenpflege mehr zurückgreifen können. 
 
In den o.g. Fällen des willkürlichen Ausschlusses von Leistungen müssen die Betroffenen den letztlich 
erfolgreichen Klageweg beschreiten. Diese anscheinende Verhinderungsstrategie einzelner 
Landesregierungen widerspricht der angestrebten Niedrigschwelligkeit der 
Leistungsinanspruchnahme. Außerdem beraubt eine solche Grenzüberschreitung die Betroffenen der 
Möglichkeit, das volle Angebots- und Entlastungsportfolio des § 45a SGB XI in Anspruch zu nehmen, 
wie sie es beispielsweise in Nordrhein-Westphalen tun können. 


